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Johannes Müllerschön 

Fraktionsvorsitzender 

Alte Saline 1 

74254 Offenau 
Telefon 07136/4280 

johmuellerschoen@nexgo.de 
www.kreistag.die-linke-heilbronn.de 

 

 

                 Lauffen, den 8.12.14 

 

Haushaltsrede der Fraktion DIE LINKEN im Heilbronner Kreistag für 2015
         Es gilt das gesprochene Wort 

 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger 

Liebe Kolleginnen und Kollegen im Kreistag 

Sehr geehrter Herr Piepenburg     

 

Die Schere zwischen (Sozial-) Ausgaben und (Steuer-) Einnahmen schließen.  

Mit dieser Aufforderung auf der Titelseite der Zeitschrift des Deutschen Landkreistags in der 

Juli/August Ausgabe wollen wir unsere diesjährige Haushaltsrede eröffnen. Wer die 

Berichterstattung über die Region verfolgt, könnte glatt den Eindruck gewinnen es gibt kein 

Auseinanderdriften von Einnahmen und Ausgaben, von Arm und Reich, von öffentlicher 

Armut und privatem Reichtum.  

 

Der Landkreis Heilbronn, eine Insel der Glückseligen? Wir LINKE sehen das zum Teil 

anders. 

 

Sie Herr Piepenburg haben in ihrer Haushaltsrede die 3 500 Langzeitarbeitslose schon 

erwähnt, die nach unserer Meinung trotz brummender Konjunktur keine Chance bekommen 

für einen geförderten Wiedereinstieg in die raue Arbeitswelt.  

 

Viel soziales Elend, das im Jobcenter, im Sozial- und Jugendamt, in den Jules im Landkreis 

und an anderen Stellen sichtbar wird, ist zumindest auch Ergebnis kapitalistischen Handelns. 

Konkretisiert werden gerade jetzt in der Vorweihnachtszeit wieder viele Einzelschicksale von 

Menschen in Not, die durch das angeblich so dichte soziale Netz durchfallen. 

 

Der Auslöser und der Anfang vom sozialen Abstieg ist zu oft die meist unverschuldete 

Kündigung des Arbeitsplatzes. Auch zunehmende, psychische Belastungen im 

Zusammenhang mit der modernen Arbeitswelt wirken oft als Einstieg in die 

Hilfsbedürftigkeit.  Einige Arbeitgeber treiben die eingangs erwähnte Schere gleich doppelt 

auseinander. Durch Steuerhinterziehung auf der Einnahmenseite und durch eine gnadenlose 

Beschäftigungspolitik und damit einer Steigerung von Sozialausgaben auf der Ausgabenseite. 

Dazu gehört zum Beispiel die Weigerung von Handelsriesen und Zeitungsverlagen, für 

Prospekt- und Zeitungsausträger einen existenzsichernden Mindestlohn zu bezahlen.  

 

Aber Herr Müllerschön, das ist doch alles ganz legal, werden mir jetzt einige zurufen wollen. 

Ja, meine Damen und Herren, das ist genau das Problem. Falsche Politik hat dafür gesorgt, 
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dass solche Zustände als gesetzkonform gelten. Steuerhinterziehung gilt als Kavaliersdelikt 

und Körperverletzung wegen gesundheitsschädlichen Konditionen am Arbeitsplatz ist kaum 

justiziabel. Deshalb will die LINKE eine andere, eine bessere  Politik, in Berlin, in Stuttgart, 

in Thüringen und natürlich auch in unserem liebenswerten  Landkreis Heilbronn. 

 

In der Region Heilbronn-Franken haben beide Seiten der eingangs erwähnten Schere, 

konkrete Gesichter. 100 Milliarden Steuern werden bundesweit vor allem von großen 

Konzernen, aber auch von, als Mittelständler getarnten, Weltmarktführeren hinterzogen. Seit 

den Enthüllungen über das Junker`sche, europäische Steuerparadies, weiß ich auch, warum 

der Sitz des Mutterunternehmens, in dem ich arbeite, in Luxemburg ist. Sicher die gerechte 

Besteuerung der Millionäre Rheinhold Würth, Dieter Schwarz und anderen, die gerechte 

Besteuerung von Automobilkonzernen wie AUDI, VW oder Fiat werden wir im Heilbronner 

Kreistag nicht herbeiführen können. Allerdings können wir hier aufzeigen, wie sich 

Steuerhinterziehung vor Ort auswirkt. Wofür das Geld fehlt. Ja wir können sogar ausrechnen, 

wieviel Millionen unserem Landkreis durch Steuerhinterziehung vorenthalten wird. Teilt 

man/frau die 100 Mrd. Euro durch 80 Mio. Einwohner in Deutschland und multipliziert das 

Ergebnis um die 330000 Landkreiseinwohner, dann sind das abgerundet 388 Mio. Euro, die 

für dringend notwendige Ausgaben zur Verfügung stünden. 

 

Die Kosten unserer sieben Anträge machen demgegenüber im Jahr 420 165 Euro aus. Wenn 

wir die eventuellen Kosten für die Ausweitung des Sozialtickets auf bedürftige Menschen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz von 81 480 Euro hinzuzählen, dann kommen wir auf 

501 645 Euro Mehrkosten im Jahr. Im Vergleich zu den 388 Mio. Euros ist das eher 

bescheiden. Sie sehen Herr Böhringer und Herr Brunnet, wir LINKE machen uns sehr wohl 

Gedanken über die realistische Finanzierung unserer gestellten Anträge. 

 

Angesichts dieses sehr hohen Potentials auf der Einnahmeseite, beantragen wir als 

Deckungsantrag, dass zusätzlich durch unsere Anträge entstehende Kosten im laufenden 

Haushalt eingestellt und bezahlt werden. Wenn es gar nicht anders geht sind wir für eine 

höhere Kreditaufnahme.  

 

Bevor ich jetzt aber noch näher auf die Anträge der LINKEN zum Haushalt 2015 eingehe, 

will ich kurz auf die Gemeinsamkeiten im Kreistagsgremium eingehen. Das ist gar nicht so 

einfach, ohne als siebter Haushaltsredner hier die Öffentlichkeit mit Wiederholungen zu 

langweilen. Wir Linke stehen, wie Sie auch,  für die dringend notwendigen Investitionen in 

den öffentlichen Nahverkehr, in den Neubau der Kliniken, in den Erhalt und den Ausbau  der 

Schulgebäude, in die teilweise heruntergekommenen Straßeninfrastruktur und vieles mehr. 

 

Aber sehr geehrter Herr Piepenburg wir finden es befremdlich wenn Sie in ihrer 

Haushaltsrede sagen es ist Ihnen so quasi scheiss egal, wie der Ausbau der A 6 Brücke über 

den Neckar finanziert wird. Wen dieser neuralgische und mittlerweile offensichtlich 

verlotterte Verkehrsknoten tatsächlich so gefährdet ist, dann muss er schleunigst mit 

Staatlichen Mitteln solide saniert werden. Glücksritter und Profit orientierte Großkonzerne 

sind da nicht die richtigen Partner. Auch wenn sich adelige Bundestagsabgeordnete mit 

genossenschaftlichen  Finanzmodellen wichtigmachen, führt dies unserer Meinung nach nicht 

zu einem nachhaltigen  Erfolg. 

 

Sehr geehrter Herr Piepenburg, 

liebe Kreistagskolleginnen und –Kollegen 

ich komme jetzt zu unseren Haushaltsanträgen. Auf Anregung vom Kollegen Böhringer 

haben wir diese rechtzeitig zur Vorberatung im Verwaltungsausschuss vorgelegt. Wir finden 
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es jammerschade, dass diese dort nicht öffentlich vorberaten wurden. „Runter vom hohen 

Ross und näher ran an die Menschen“ – Mit dieser Losung hat der von den CDU Mitglieder 

im Land gewählte Kandidat Guido Wolf am Freitag das Rennen gegen Thomas Strobl 

gemacht. „Die CDU ist ein bisschen überheblich geworden“ meinte er Anfang November in 

Zaberfeld. Sehr geehrte Herren Piepenburg, Böhringer und Lassotta ich gebe da ihrem 

frischgebackenem Spitzenkandidaten Guido Wolf recht und sage ausdrücklich, das gilt auch 

für die sogenannte „Piepenburg“, das Landratsamt an der Heilbronner  Lerchenstraße. 

Öffentliche Verwaltungen lassen sich nicht mehr abschotten vor dem Volk wie im Mittelalter. 

Die Demokratische Emanzipation ist auch in Baden-Württemberg vorangeschritten und sie 

wird weiter voranschreiten. Deshalb fordern wir weiterhin mehr Öffentlichkeit und mehr 

Transparenz bei den demokratischen Entscheidungen, die wir im Kreistag zu treffen haben.  

 

Der Schwerpunkt unserer Anträge liegt auf dem Stellenplan 2015. 

Dazu zunächst ein Kompliment an die Verwaltung. Die Begründungen für jede neu zu 

schaffende Stelle sind sehr gründlich und auch sehr gut nachvollziehbar.  

 

Wir wollen an dieser Stelle ausdrücklich allen neugewählten Personalratsmitglieder  im 

Landratsamt zu ihrer Wahl gratulieren, namentlich auch der neuen Personalratsvorsitzenden  

Frau Anita Bentz und Ihrem Stellvertreter Herrn Rainer Peschel. Wir sind überzeugt davon, 

dass alle Investitionen ins Personal und damit in die Menschen durch die Mitgestaltung von 

Arbeitnehmervertretungen auch effizienter und sozialer werden. Deshalb wollen wir als 

Kreistagsfraktion der LINKEN anregen, dass uns im nächsten Jahr auch eine Stellungnahme 

des Personalrats zum Stellenplan, zur Überstundensituation, zum Krankenstand und zur 

Fluktuation von Mitarbeitern zur Verfügung gestellt wird. Die Austaxierung von 

betriebswirtschaftlichen Sachzwängen und zu bewältigende Arbeitsvolumen an jedem 

Arbeitsplatz, das ist eine Gradwanderung. Die kann nur mit kompetenter und fairer 

Beteiligung von Betriebs- und Personalräten bewältigt werden. Dies sage ich auch auf Grund 

meiner beruflichen über 30 jährigen Erfahrung als Betriebsratsvorsitzender in der angeblich 

freien Wirtschaft. 

 

Zum Antrag 1) vier zusätzliche Stellen im ASD 

Herr Piepenburg, die Aussage aus ihrer Haushaltsrede, über einen „sehr engen Kurs bei den 

Personalkosten“, würden wir bestätigen. Dieser Kurs ist unserer Meinung nach auch dafür 

verantwortlich, dass im ASD (Allgemeinen Sozialen Dienst) des Landratsamtes Heilbronn 

die Fluktuation der Mitarbeiter zunimmt und zu einem Teufelskreis führt. Fluktuation wegen 

Überlastung am Arbeitsplatz, Überlastung am Arbeitsplatz beim Stammpersonal wegen 

zusätzlicher Arbeit (z.Bsp. Einarbeiten) durch Fluktuation. Dieser Teufelskreis muss dringend 

durchbrochen werden, deshalb fordern wir die vier zusätzlichen Stellen, um in Zukunft an 

die maximale Fallzahlen die die Bundesarbeitsgemeinschaft ASD-KSD empfiehlt 

ranzukommen. Deshalb bitten wir Sie, liebe Kreistagskolleginnen und –kollegen  um 

Unterstützung für diesen wichtigen Antrag. 

 

Zum Antrag 2) 43 neue sozialversicherungspflichtige Teilzeitreinigungskräfte 

Zu diesem Antrag haben wir bereits im Oktober einen Fragenkatalog  an das Landratsamt und 

die Schulleiter der Landkreiseigenen Schulen verschickt. Herr Piepenburg hat uns dann 

umfangreich geantwortet. Ich weiß nicht, ob Sie, oder vielleicht doch ein Teil von Ihnen 

diesen Schriftwechsel kennen. Auf den Informationen aus diesem Schriftwechsel begründet 

sich unser Antrag. Laut Antwortschreiben des Herrn Piepenburg läuft der Auftrag über die 

externe Reinigungsleistung an den Landkreisschulen bis 1.8.2016. Wir verstehen unseren 

Antrag  deshalb so, dass spätestens zu diesem Datum die 43 Reinigungsfachkräfte wieder 

direkt unbefristet beim Landratsamt beschäftigt werden und setzen darauf, dass viele 
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bisherige Leasingarbeitskräfte damit aus ihrer prekären Beschäftigungssituation 

herauskommen. 

 

Ziel dieses Antrags ist es auch, als öffentlicher Arbeitgeber ein deutliches Zeichen zu setzen. 

Reinigungsfachkräfte sind für uns keine Sachkosten, die wie im Betrieb über den Einkauf 

billig „eingekauft“ werden und dann womöglich alle fünf Jahre ausgetauscht und durch noch 

billigere ersetzt werden. Ähnliches passiert übrigens auch mit der beschlossenen Neuvergabe 

der Müllabfuhr. Auch Müllmänner und –frauen, die uns unseren Wohlstandsmüll 

einsammeln, sollten nicht mit jeder Ausschreibung alle fünf Jahre um Ihren Job zittern 

müssen. Auch Sie haben nach unserer Auffassung einen Anspruch auf einen unbefristeten 

ordentlichen Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst. Liebe Kreistagkolleginnen und –kollegen 

dieser Antrag ist nicht ideologisch begründet, sondern ganz pragmatisch. Deshalb bitten wir 

auch für diesen Antrag um Zustimmung. 

 

Zum Antrag 3) WLAN an Landkreisschulen 

Wir denken der Antrag spricht für sich. Nicht nur über Zukunft und Bildung reden, sondern 

auch handeln und dort wo nötig, sinnvoll Geld einsetzen. 

 

Zum Antrag 4) Flaggen zum Aktionstag gegen Gewalt an Frauen 
Auch dazu gibt es einen kernigen und kontroversen e Mail Austausch zwischen Landrat 

Piepenburg und mir. Er liegt den Fraktionsvorsitzenden im Kreistag vor. Wir sind uns 

vermutlich alle in diesem Hause einig, dass es sinnvoll und notwendig ist, etwas gegen 

zunehmende Gewalt auf der Welt, nicht nur aber speziell gegenüber Frauen    was zu tun. 

Falls uns ein besserer Vorschlag erreicht, wie die Beteiligung des Landratsamt an den 

Aktionen des Heilbronner Frauenrats, dann sind wir dem aufgeschlossen. Ansonsten bitten 

wir auch für diesen Antrag um Unterstützung. 

 

Zum Antrag 5) Stellungnahme zu TTIP 

Liebe Kreistagskolleginnen und –kollegen bei der nichtöffentlichen Vorberatung im 

Verwaltungsausschuss ist der Antrag meiner Meinung nach zu Unrecht runtergemacht 

worden. Gerne biete ich Ihnen dazu eine Veranstaltung an, von Attac, BUND, DIE LINKE 

und Energiewende Heilbronn. Sie lautet „ Konzerne profitieren – Menschen verlieren. Was 

hat TTIP mit den Kommunen zu tun?“  

Der Referent ist Thomas Eberhardt-Köster, Betriebswirt und Politikwissenschaftler, der in der 

Verwaltung einer deutschen Großstadt arbeitet und im Rat von Attac Deutschland aktiv ist. 

 

Zum Antrag 6) Zabergäubahn 

Lieber Herr Piepenburg, ich nehme es Ihnen sogar ab, dass Sie am Thema Zabergäubahn dran 

bleiben, so wie am Thema IC Verbindung Stuttgart-Würzburg. Aber Sie müssen verstehen, 

dass in Zeiten einer Grün-roten Regierung in Stuttgart und von Schwarz rosa in Berlin eine 

Bündelung aller regionalen Interessen dringend nötig ist, um erfolgreich zu sein. Deshalb 

übernehmen Sie die Kooperation aller Kräfte, die die Zabergäubahn wollen, auch die BI, wo 

heute einige da sind? 

 

Zum Antrag 7) Weg mit den Sanktionen bei Hartz IV 

Ja, Hartz IV ist ein Kernpunkt linker Politik. Trotzdem denken wir gibt es gute Gründe für 

alle Kommunalpolitiker sich gegen Sanktionen auszusprechen. Menschen von der eh nicht 

ausreichenden  Mindestsicherung noch was abzuziehen ist nicht nur unmenschlich, sondern 

vermutlich auch nicht verfassungskonform. 

Den Danksagungen aller meiner Vorredner für alle Beschäftigten im Landratsamt schließen 

wir uns ausdrücklich an. Ich danke Ihnen fürs Zuhören.     
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Johannes Müllerschön 

Fraktionsvorsitzender 
Alte Saline 1 

74254 Offenau 

Telefon 07136/4280 
johmuellerschoen@nexgo.de 

www.kreistag.die-linke-heilbronn.de 

 

Offenau, den 21.11.14 

Sehr geehrter Herr Landrat,       

werte Kolleginnen und Kollegen Kreisräte, hiermit stellen wir folgende  

 

Anträge der Fraktion  DIE LINKE im Heilbronner Kreistag für das 

Haushaltsjahr 2015 
Anträge zum Stellenplan 

1) 4 neue, zusätzliche Stellen (zu den 2 von der Landkreisverwaltung 

beantragten dazu) im Allgemeinen Sozialen Dienst.  220 000 Euro im Jahr. 
Begründung: Nur so lässt sich die berechtigte Empfehlung der Bundesarbeitsgemeinschaft 

ASD-KSD nach einem Schlüssel von 1:35 einigermaßen einhalten, bei aktuell 1349 Fällen. 

Erfahrungsgemäß muss da ja eher noch mit einer weiteren Steigerung gerechnet werden. Die 

große Fluktuation in diesem Bereich ist bereits ein deutliches Zeichen für eine enorme 

Überbelastung, der Beschäftigten da muss gegengesteuert werden. 
 

2) 43 neue sozialversicherungspflichtige Teilzeitreinigungskräfte für die 

Landkreisschulen, an denen Reinigungsdienstleistungen ausgegliedert wurden. 

        Voraussichtlich Kostenneutral 
Begründung: Seit 1.8.11 werden Reinigungsfachkräfte an den Landkreis eigenen Schulen 

ausgegliedert. Laut Mitteilung von Herrn Piepenburg wurden im Jahr 2013 allein 462 813 

Euro für die Fremdreinigung an Schulen bezahlt. Mit diesen Kosten lassen sich die 

notwendigen 43 Reinigungskräfte finanzieren. Bei der Stadtverwaltung Heilbronn wurden die 

Reinigungskräfte nach einer entsprechenden Untersuchung mit Erfolg bereits 

Rekommunalisiert. 
 

3) WLAN an Landkreisschulen 

Antrag: Für die Einführung und Nutzung von kostenlosen WLAN 

Anschlüsse an den landkreiseigenen Schulen investiert der Landkreis.  

einmalig 200 000 Euro. 
Begründung: Beim Betrieb von WLAN-Netzen entstehen keine zusätzlichen monatlichen 

Anbindungskosten, da alle Schulen bereits über einen Internetanschluss verfügen, der für ein 

Funknetzwerk mitgenutzt werden kann. Die Kosten entstehen bei der Einrichtung und dem 

Betrieb der WLAN-Netze, durch die Anpassung der Kabelnetze und die Beschaffung 

entsprechende Router, Access-Points, Switche, sowie dem Personalaufwand für die 

Inbetriebnahme und den Support. Wir rechnen mit Investitionskosten von ca. 20.000,- Euro 

einmalig pro Schulstandort. 

 

4) Flaggen zum Aktionstag gegen Gewalt an Frauen 

http://www.kreistag.die-linke-heilbronn.de/
http://www.kreistag.die-linke-heilbronn.de/


6 

 

Antrag: Die Landratsverwaltung kauft sich drei Flaggen von TERRE DES 

FEMMES.        165 Euro einmalig 
Begründung: Siehe Mail vom 18.11.14 an die Verwaltung und an die Fraktionsvorsitzenden 

zu diesem Thema 

 

Anträge ohne direkte finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt, aber 

Nutzung von bestehenden verwaltungseigenen Ressourcen: 

 

5) Stellungnahme zu TTIP 

Antrag: Die Landkreisverwaltung erarbeitet eine Stellungnahme zu den 

voraussichtlichen Auswirkungen von sogenannten Freihandelsabkommen auf 

den Landkreis und seinen Handlungsspielraum 

Begründung: Das aktuell geheim verhandelte Freihandelsabkommen zwischen den USA 

und der EU (TTIP), das Abkommen zwischen Kanada und der EU, CETA, und das 

Dienstleistungsabkommen TiSA werden Auswirkungen auf Kommunen und Landkreise 

haben. Das geplante Abkommen wird sich auch auf die kommunale Selbstverwaltung 

auswirken. Ein Ziel des TTIP ist die Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens, 

hier soll zukünftig transatlantisch ausgeschrieben werden müssen. Im November 2013 brachte 

der Bayerische Städtetag seine Sorge zum Ausdruck, dass mit dem TTIP der Privatisierungs-

druck auf Städte und Gemeinde zunehmen wird. Kommunale Dienstleistungen könnten so 

zunehmend kommerzialisiert werden. Mit entsprechenden Klauseln sollen einmal erreichte 

Liberalisierungen nicht mehr zurückgenommen werden dürfen. Rekommunalisierung wäre 

somit ausgeschlossen. Auch hätten TTIP, CETA und TiSA Auswirkungen auf Arbeitnehmer-

rechte, Umweltstandards und etwa die Landwirtschaft in unserem Landkreis. 

 

6) Zabergäubahn 

Antrag: Die Landkreisverwaltung übernimmt die Koordination in Sachen 

Reaktivierung der Zabergäubahn. 

Begründung: Obwohl die Finanzierung noch nicht geklärt ist, gibt es aus Brackenheim, 

aus Stuttgart, aus Heilbronn, aus dem Zabergäu und aus dem gesamten Landkreis zunehmend 

Signale, dass das Stadtbahnkonzept des Landkreises, inklusive des Süd Astes bis Zaberfeld 

doch noch umgesetzt werden könnte. Die Landkreisverwaltung entwickelt zusammen mit den 

Kommunen im Zabergäu, der Bürgerinitiative Zabergäu pro Stadtbahn e.V. und den 

verantwortlichen der Landesregierung einen gemeinsamen, parteiübergreifenden Aktionsplan, 

wie die Zabergäubahn zeitnah vielleicht auch stufenweise wieder reaktiviert werden kann. 

 

7) Weg mit den Sanktionen bei Hartz IV 

Antrag: Der Landkreis untersucht wieviel es im Jahr kosten würde auf 

Sanktionen beim Heilbronner Jobcenter zu verzichten und im Regelfall die 

vollen Mietkosten zu ersetzen.   

Begründung: Hartz 4 bedeutet Ausgrenzung und Armut für Millionen Menschen, nur weil 

sie keine Erwerbsarbeit finden oder als Aufstocker im Niedriglohnsektor tätig sind. Ständig 

leben sie in Angst, dass sie durch Sanktionen auch noch unter dieses zu gering bemessene 

„Existenzminimum“ gedrückt werden oder dass die Miete wegen angeblicher 

Unangemessenheit nur teilweise gezahlt wird. Wir wollen, dass der Landkreis sich nachhaltig 

dafür einsetzt, dass das Heilbronner Jobcenter, ab 2016 auf Sanktionen verzichtet. Weiter soll 

die Übernahme der vollen Mietkosten der Regelfall sein.  

Johannes Müllerschön  und  Florian Vollert    


